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24. Lastenausgleichs-Änderungsgesetz 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Während nach dem geltenden Lastenausgleichsgesetz die be- 
deutsamere Vermögensabgabe 1979 und die Kreditgewinnab- 
gabe bereits 1974 auslaufen, würde ein kleiner Teil der Schuld- 
ner von Hypothekengewinnabgabe noch Jahrzehnte darüber 
hinaus Abgaben zu entrichten haben. Deshalb müßte für ein 
relativ unbedeutendes Aufkommen ein unverhältnismäßiger 
Verwaltungsapparat aufrechterhalten bleiben. 


B. Lösung 

Die Hypothekengewinnabgabe soll hinsichtlich der Fälligkeiten 
der Raten so abgekürzt werden, daß die Abgabe bis Ende 1979 
erbracht ist; dabei wird ein günstiger Abzinsungssatz von 
9,5 V. H. zugrunde gelegt. Gleichwohl möglichen Härten wird 
besonders Rechnung getragen. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Einnahmen des Lastenausgleichsfonds von etwa 120 Millionen 
DM werden vorverlagert; Abzinsung und Härteklauseln führen 
zu einer teilweisen Minderung. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 4. Oktober 1971 

1/4 (IV/4) -533 31 - La 19/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlo- 
senen 


Entwurf eines Vierundzwanzigsten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
(24. ÄndGLAG) 


mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft und 
Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 371. Sitzung am 1. Oktober 1971 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Entwurf eines Vierundzwanzigsten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
(24.ÄndGLAG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Oktober 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1909), zuletzt geändert durch das 

3. Unterhaltshilfe- Anpassungsgesetz vom 27. April 
1971 (Bundesgesetzbl. I S, 361), wird wie folgt ge- 
ändert; 

1. In § 104 Abs. 1 Satz 1 werden nach den Worten 
„die nach § 106 zu erbringenden Leistungen" 
die folgenden Worte eingefügt: 

„oder - bei Beginn des Wiederaufbaus (der 
Wiederherstellung) nach dem 30. Juni 1972 in 
den Fällen einer Laufzeitabkürzung - die nach 
§ 199 c Abs. 1 Satz 2 zu erbringenden einheit- 
lichen Leistungen". 

2. § 112 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird der folgende Satz angefügt: 
„Fällige Abkürzungszuschläge nach § 199 c 
bleiben in der Zwangsversteigerung außer 
Betracht." ; 

b) in Absatz 4 werden nach dem Wort „gilt" die 
Worte „vorbehaltlich des § 199 c Abs. 4 
Satz 1" eingefügt. 

3. § 129 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Zitat „(Absatz 10 
sowie § 106 und § 134)" ersetzt durch das 
Zitat „{§§ 106, 134 und 199 c)"; 

b) in Absatz 7 Satz 4 werden nach den Worten 
„so werden" die Worte „vorbehaltlich des 
§ 199 c Abs. 3 Satz 1" eingefügt; 

c) Absatz 10 wird gestrichen. 

4. § 131 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das erste Zitat 
„{§§ 106, 129 Abs. 10 und § 134)" ersetzt 
durch das Zitat „{§§ 106, 134 und 199 c)"; 

b) Absatz 3 erhält die folgende Fassung: 

„§ 129 Abs. 7 bis 9 gilt entsprechend." 

5. In § 132 Abs. 1 Satz 1 wird nach den Worten 
„Fällige Leistungen" das folgende Zitat einge- 
fügt: 

„(§§ 106, 134 und 199 c)". 

6. Nach § 199 b wird der folgende § 199 c einge- 
fügt: 


„§ 199 c 

Abkürzung der Laufzeit der am 31. Dezember 
1979 noch nicht getilgten Abgabeschulden der 
Hypothekengewinnabgabe 

(1) Bei Abgabeschulden der Hypotheken- 
gewinnabgabe, die bei Einhaltung der vorge- 
schriebenen Tilgung am. 31. Dezember 1979 noch 
nicht getilgt sind und bis zu diesem Zeitpunkt 
auch nicht die Voraussetzungen des § 200 Abs. 3 
in Verbindung mit § 2 der Achtundzwanzigsten 
Durchführungsverordnung über Ausgleichs- 
abgaben nach dem Lastenausgleichsgesetz vom 
13. April 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 332) erfül- 
len, werden die am 31. Dezember 1979 noch 
nicht fälligen Leistungen durch einen Zuschlag 
(Abkürzungszuschlag) zu den in der Zeit vom 
1. Juli 1972 bis zum 31. Dezember 1979 fällig 
werdenden Leistungen erhoben. Die um den 
Abkürzungszuschlag erhöhte Leistung gilt vor- 
behaltlich des § 112 Abs. 1 Satz 2 als einheit- 
liche Leistung. 

(2) Der Abkürzungszuschlag wird wie folgt 
ermittelt: 

1. Es ist der Ablösungsbetrag aller noch nicht 
fälligen Leistungen auf den ersten, dem 
30. Juni 1972 folgenden Fälligkeitstag nach 
§ 199 in Verbindung mit den Vorschriften 
der Ersten Durchführungsverordnung über 
Ausgleichsabgaben nach dem Lastenaus- 
gleichsgesetz in der Fassung vom 15. No- 
vember 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 796), je- 
doch unter Anwendung der als Anlage zu 
§ 2 Abs. 1 der Achtundzwanzigsten Durch- 
führungsverordnung über Ausgleichs- 
abgaben nach dem Lastenausgleichsgesetz 
abgedruckten Tabelle zu errechnen; ein 
Spitzenbetrag im Sinne des § 8 der Ersten 
Durchführungsverordnung über Ausgleichs- 
abgaben nach dem Lastenausgleichsgesetz 
bleibt abweichend von dieser Vorschrift 
außer Ansatz. 

2. Der Ablösungsbetrag nach Nummer 1 wird 
durch die Zahl 21,7889 geteilt. Sofern es sich 
nicht um vierteljährlich zu entrichtende Lei- 
stungen handelt und deshalb bei der Berech- 
nung des Ablösungsbetrags nach Nummer 1 
eine Umrechnung in Vierteljahresraten nach 
§ 4 Abs. 3 der Ersten Durchführungsverord- 
nung über Ausgleichsabgaben nach dem 
Lastenausgleichsgesetz erforderlich war, ist 
das Ergebnis nach Satz 1 entsprechend zii- 
rückzurechnen. 
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3. Der Betrag nach Nummer 2 ist um die laufen- 
de Leistung, die ohne eine Abkürzung der 
Laufzeit am ersten, dem 30. Juni 1972 folgen- 
den Fälligkeitstag fällig geworden wäre, zu 
vermindern. Der verbleibende Betrag ist der 
Abkürzungszuschlag. 

(3) Die Zinsanteile der um den Abkürzungs- 
zuschlag verminderten einheitlichen Leistungen 
bleiben unberührt; der Abkürzungszuschlag 
enthält keine Zinsen. 

(4) Nach einer Abkürzung der Laufzeit gilt 

der nach § 199 sich ergebende Ablösungswert 
der einheitlichen Leistung als Wert der Ab- 
gabeschuld. Bei einer Ablösung in Teilen gelten 
die um den Abkürzungszuschlag verminderte 
einheitliche Leistung und der Abkürzungs- 
zuschlag mit demselben Vomhundertsatz als ab- 
gelöst. 1 

(5) Nach einer Abkürzung der Laufzeit ist 
eine Fälligstellung gemäß § 200 Abs, 3 nicht 
mehr zulässig. 

(6) Uber die Abkürzung der Laufzeit ist ein 
Bescheid zu erteilen, auf den die für Steuer- 


bescheide geltenden Vorschriften sowie § 127 
Abs. 1 entsprechende Anwendung finden. 

(7) Durch Rechtsverordnung können Bestim- 
mungen über die Berechnung des Abkürzungs- 
zuschlags in den Fällen getroffen werden, in 
denen die laufenden Leistungen nicht nach Art 
einer Tilgungshypothek zu erbringen sind.“ 

7. In § 200 Abs. 3 Satz 1 werden nach dem Wort 
„können" die Worte „vorbehaltlich des § 199 c 
Abs. 5“ eingefügt. 

Artikel 2 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1972 in Kraft. 


3 



Drudksadie VI/ 2664 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Begründung 


A. Im allgemeinen 

Von den Lastenausgleichsabgaben, die als Stichtags- 
abgaben nach den Verhältnissen vom 21. Juni 1948 
festgesetzt worden sind, läuft die Vermögensabgabe 
- als wirtschaftlich bedeutendste der drei Abgaben 
mit einem derzeitigen Jahresaufkommen von rd. 
1300 Mio DM - bis zum 31. März 1979. Die Kredit- 
gewinnabgabe - mit einem derzeitigen Jahresauf- 
kommen von 60 Mio DM — läuft schon am 31. März 
1974 aus. Die Laufzeit der Hypothekengewinn- 
abgabe - mit einem derzeitigen Jahresaufkommen 
von 150 Mio DM - ist sehr unterschiedlich, weil für 
sie die Bedingungen der der Hypothekengewinn- 
abgabe zugrunde liegenden früheren RM-Verbind- 
lichkeiten maßgebend sind. Zahlreiche Abgabe- 
schulden sind demgemäß bereits getilgt oder werden 
bis zum Jahre 1979 getilgt sein. Ein kleiner Rest 
von Abgabeschulden hat aber eine Laufzeit über das 
Jahr 1979 hinaus, die Tilgungsdauer reicht sogar 
vereinzelt bis über das Jahr 2000. Es handelt sich um 
etwa 40 000 Abgabeschulden mit einem am 31. De- 
zember 1979 noch vorhandenen Schuldkapital von 
etwa 120 Mio DM. Das sind 10 bis 15 v. H. des der- 
zeitigen Bestandes. 

Da die Verwaltung der Vermögensabgabe nach 
deren 30jähriger Laufzeit im Jahre 1979 beendet 
sein wird, ist es ein Gebot der Vernunft, etwa zur 
gleichen Zeit die gesamte Abgabenseite des Lasten- 
ausgleichs abzuschließen und damit auch die rest- 
lichen Fälle der Hypothekengewinnabgabe zu be- 
reinigen. Dafür sprechen folgende Überlegungen: 

Die Verwaltung der Lastenausgleichsabgaben ist den 
Landesfinanzbehörden als Auftragsverwaltung über- 
tragen (§ 204 LAG). Die Hypothekengewinnabgabe 
wird in zwei Ländern von einzelnen Finanzämtern 
unmittelbar, in den übrigen acht Ländern von einzel- 
nen Finanzämtern unter Einschaltung von Kredit- 
instituten als sogenannten beauftragten Stellen nach 
§ 139 LAG verwaltet. Da bei der Erhebung der als 
öffentliche Last gestalteten Hypothekengewinn- 
abgabe Billigkeitserlasse wegen Ertragsschwäche 
des Grundstücks (§ 129 LAG) oder wegen wirtschaft- 
licher Bedrängnis der Abgabeschuldner (§ 131 LAG) 
zulässig sind, ist das Verwaltungsverfahren verhält- 
nismäßig aufwendig und erfordert demnach nicht 
nur geschulte Arbeitskräfte, sondern verursacht 
auch erhebliche Kosten. Es dürfte aus verwaltungs- 
ökonomischer Sicht kaum zu verantworten sein, für 
einen so geringen Restbestand an Abgabeschulden, 
deren Jahresaufkommen zum Teil sogar hinter den 
entstehenden Verwaltungskosten Zurückbleiben 
dürfte, einen so aufwendigen Verwaltungsapparat 
über das Jahr 1979 hinaus aufrechtzuerhalten. Eine 
den jetzigen Vorschriften entsprechende Abwicklung 
dürfte aber auch gar nicht möglich sein, denn die 
Verwaltung der Lastenausgleichsabgaben bereitet 
schon jetzt, 23 Jahre nach dem Währungsstichtag, 


trotz größtmöglicher Zentralisierung, erhebliche 
Schwierigkeiten. Das mit dieser ziemlich komplizier- 
ten Spezialaufgabe vertraute Personal scheidet 
laufend wegen Erreichens der Altersgrenze aus dem 
Dienst der Finanzverwaltung aus. Neue Arbeits- 
kräfte können für eine auslaufende und dabei noch 
schwierige Aufgabe erfahrungsgemäß und tatsäch- 
lich nicht gewonnen werden. Dasselbe gilt für das 
Personal der sogenannten beauftragten Stellen. Die 
Finanzminister der Länder haben bereits darauf hin- 
gewiesen, daß die beauftragten Kreditinstitute zu 
einer Mitwirkung über das Jahr 1980 hinaus nicht 
mehr bereit sein würden. Es darf schließlich ange- 
nommen werden, daß schon der LA-Gesetzgeber 
eine Laufzeitabkürzung der in Frage stehenden Ab- 
gabeschulden vorgenommen hätte, wenn seinerzeit 
das Vorhandensein so extrem lang laufender Ab- 
gabeschulden bekannt gewesen wäre. Die Regelung 
in § 106 Abs. 5 LAG dürfte eindeutig dafür sprechen. 

Die Finanzminister der mit der Verwaltung der 
Lastenausgleichsabgaben beauftragten Länder ha- 
ben deshalb unter Würdigung der dargelegten Um- 
stände einstimmig den Wunsch geäußert, die Lauf- 
zeit der in Frage stehenden Abgabeschulden der 
Hypothekengewinnabgabe durch eine Änderung des 
LAG abzukürzen. 

Wenn es sich auch nur um einen verhältnismäßig 
geringen Restbestand von etwa 120 Mio DM handelt, 
so kann aus Gründen der Gleichmäßigkeit der Be- 
steuerung doch auf die Einziehung dieser Beträge 
nicht verzichtet werden. Die Abgabeschuldner, 
deren HGA-Schuld bei der Berechnung ihrer Ver- 
mögensabgabe voll abgezogen worden ist, würden 
den anderen gegenüber ungerechtfertigt bevorzugt 
werden. Insbesondere würden auch solche Abgabe- 
schuldner benachteiligt werden, die derartige Ab- 
gabeschulden abgelöst haben. 

Anstelle einer möglichen Fälligstellung der Rest- 
schuld und der sofortigen Entrichtung in einem Be- 
trag zum 31. Dezember 1979, die bei den Abgabe- 
schuldnern in vielen Fällen zu Liquiditätsschwierig- 
keiten führen würde, sieht der Entwurf eine Ver- 
teilung der nach 1979 fälligen Raten durch Erhebung 
eines sogenannten Abkürzungszuschlags in der Zeit 
vom 1. Juli 1972 bis zum 31. Dezember 1979 vor. Bei 
der Berechnung des Abkürzungszuschlags wird ein 
Abzinsungssatz von 9,5 v. H. zugrunde gelegt, wo- 
durch ein angemessener Zinsausgleich eintritt. (Auch 
bei Fälligstellung kleiner Abgabeschulden nach 
§ 200 Abs. 3 LAG, eingefügt durch das 21. ÄndGLAG 
vom 18. August 1969 [BGBl 1969 I S. 1232], in Ver- 
bindung mit § 2 der 28. AbgabenDV-LA, beträgt der 
Abzinsungssatz 9,5 v. H.). Die Höhe des Abkürzungs- 
zuschlags im Verhältnis zur planmäßig zu entrich- 
tenden Leistung ist von Fall zu Fall unterschiedlich, 
sie hängt von der Länge der am 31. Dezember 1979 
noch gegebenen Restlaufzeit ab. Der Zuschlag kann 
im Einzelfall bis zu knapp 90 v. H. betragen. (Er 
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beträgt z. B. bei einer Restlaufzeit von fünf Jahren 
36,65 V. H., bei einer Restlaufzeit von zehn Jahren 
59,57 V. H.) 

B. Im einzelnen 

Zu Nummer 1 

Nach § 104 LAG kommt eine Herabsetzung der Ab- 
gabeschuld im Regelfall nur in Betracht, wenn der 
Wiederaufbau (die Wiederherstellung) des zerstör- 
ten (beschädigten) Gebäudes bis zum 31. Dezember 
1965 abgeschlossen war. Diese Frist gilt aber nicht 
für die Fälle, in denen die erforderlichen Bau- 
arbeiten infolge einer Bausperre oder einer ähn- 
lichen behördlichen Maßnahme bis dahin nicht 
durchgeführt werden konnten, und sie gilt nicht in 
Berlin (West). Es kann deshalb Fälle geben, in denen 
der Beginn des Wiederaufbaus erst nach dem 
30. Juni 1972 liegt, also in den Zeitraum fällt, in dem 
der Entwurf die Erhebung der Abkürzungszuschläge 
vorsieht. 

Da die Abgabeschuld nach § 104 LAG um so viel 
herabgesetzt wird, als die zu erbringenden Leistun- 
gen nach Maßgabe einer besonderen Wirtschaftlich- 
keitsberechnung aus den Erträgnissen des Grund- 
stücks nach Abzug der Kapital- und Bewirtschaf- 
tungskosten nicht aufgebracht werden können, er- 
hebt sich in solchen Fällen die Frage, ob die bis- 
herige Leistung nach § 106 LAG oder die um den 
Abkürzungszuschlag erhöhte Leistung der Aus- 
gangswert für die Herabsetzung sein soll. 

Der Entwurf sieht vor, von der um den Abkürzungs- 
zuschlag erhöhten Leistung auszugehen. Dadurch 
wird vermieden, daß wegen des Abkürzungs- 
zuschlags, der andernfalls außerhalb der Wirtschaft- 
lichkeitsberechnung liegen würde, ein Erlaßverfah- 
ren nach § 129 LAG durchgeführt werden muß. Eine 
Benachteiligung solcher Abgabeschuldner, deren 
Abgabeschulden vor der Laufzeitabkürzung herab- 
gesetzt worden waren und die künftig - vorbehalt- 
lich eines etwaigen Erlasses nach § 129 LAG - neben 
der herabgesetzten Leistung den Abkürzungs- 
zuschlag zu entrichten haben, dürfte sich kaum er- 
geben, weil Mieterhöhungen, die nach dem Zeit- 
punkt der Bezugsfertigkeit in aller Regel eingetreten 
sind, zu einem im Vergleich zur damaligen Wirt- 
schaftlichkeitsberechnung zusätzlichen Ertrag ge- 
führt haben, während Mieterhöhungen, die bis zu 
einer nach dem 30. Juni 1972 durchzuführenden 
Herabsetzung eingetreten sind, sich unmittelbar in 
der Wirtschaftlichkeitsberechnung niederschlageil. 

Zu Nummer 2 

Durch die Laufzeitabkürzung könnten im Falle der 
Zwangsversteigerung und Zwangsverwaltung die 
Rechte nachrangiger Gläubiger unter Umständen be- 
einträchtigt werden. Um dies durch die Bestimmung 
eines Rangrücktritts auszuschließen, wäre eine sehr 
umfangreiche und komplizierte gesetzliche Normie- 
rung erforderlich, die in keinem vertretbaren Ver- 
hältnis zu der in Frage stehenden wirtschaftlichen 


Bedeutung stehen würde. Es handelt sich nur um 
seltene Fälle, in denen in aller Regel ohnedies die 
Erlaßvorschriften zum Tragen kommen. Der Entwurf 
sieht deshalb einen generellen Verzicht auf Geltend- 
machung fälliger und noch nicht entrichteter Ab- 
kürzungszuschläge in diesen Verfahren vor. Ein 
zusätzlicher Ausfall ist dadurch kaum zu befürchten 
(vgl. Nr. 2 a). 

Im Falle der Zwangsvollstreckung gilt als Wert der 
öffentlichen Last der Betrag der Abgabeschulden, 
soweit diese noch nicht getilgt sind oder durch die 
als v/iederkehrende Leistungen berücksichtigten Be- 
träge getilgt werden. Da nach einer Laufzeitab- 
kürzung der bis dahin maßgebende Nennbetrag der 
Abgabeschuld für deren Bemessung nicht mehr 
brauchbar ist und deshalb nach dem vorgesehenen 
§ 199 c Abs. 4 der Ablösungswert als Ersatzwert 
bestimmt ist, muß dem durch Anpassung des § 112 
Abs. 4 LAG Rechnung getragen werden (vgl. Nr. 2 b). 

Zu Nummern 3 und 4 

Bei Nr. 3 a, 3 b und 4 a handelt es sich um redak- 
tionelle Änderungen, die sich aus dem vorgesehe- 
nen § 199 c Abs. 1 letzter Satz und Abs. 3 ergeben. 

Nach § 129 Abs. 10 LAG kann anstelle des Erlasses 
fälliger Leistungen die Tilgungsdauer einer Abgabe- 
schuld verlängert werden. Da diese Vorschrift in der 
Praxis keine Bedeutung erlangt hat, aber auch mit 
dem Ziel und Zweck der beabsichtigten Laufzeit- 
abkürzung in Widerspruch stehen würde, ist es 
erforderlich, sie zu beseitigen. § 129 Abs. 10 LAG 
wird deshalb gestrichen (vgl. Nr. 3 c). 

Bei Nr. 4 b handelt es sich um eine redaktionelle 
Änderung, die sich aus Nr. 3 c ergibt. 

Zu Nummer 5 

Der Begriff der fälligen Leistungen ist in den §§ 129 
und 131 LAG jeweils durch einen Klammerzusatz 
erläutert. Da derselbe Begriff auch in § 132 Abs. 1 
LAG enthalten ist, wird das Klammerzitat der Voll- 
ständigkeit halber auch dort eingefügt. 

Zu Nummer 6 

Die Laufzeit der HGA, die von der Höhe des Zins- 
und Tilgungssatzes abhängig ist, läßt sich mit Flilfe 
des durchgerechneten Tilgungsplans bestimmen. Es 
ist deshalb jederzeit möglich, die am 31. Dezember 
1979 noch nicht getilgten Abgabeschulden festzu- 
stellen. Ein Teil dieser Abgabeschulden erfüllt je- 
doch vor dem 1. Januar 1980 die Voraussetzungen 
für eine Fälligstellung nach § 200 Abs. 3 LAG in 
Verbindung mit den Vorschriften der 28. Abgaben- 
DV-LA. Nach diesen Bestimmungen werden kleine 
Abgabeschulden fällig gestellt, wenn der zu zahlen- 
de Fälligstellungsbetrag 1000 DM nicht übersteigt 
und laufende Leistungen für mindestens drei Jahre 
noch zu erbringen sind. Soweit eine Bereinigung 
solcher Abgabeschulden bis zum 31. Dezember 1979 
durch die bezeichneten Vorschriften bereits gewähr- 
leistet ist, erübrigt sich - auch um eine Über- 
schneidung zu vermeiden - eine Laufzeitabkürzung. 
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Nur die übrigen länger laufenden Abgabeschulden 
werden von der vorgesehenen Regelung erfaßt. Um 
die mit der vorweggenommenen Entrichtung erst 
später fällig werdender Leistungen verbundene (nur 
liquiditätsmäßige) Mehrbelastung so gering wie 
möglich zu halten, soll ein Abkürzungszuschlag er- 
hoben werden, der in der Zeit vom 1. Juli 1972 bis 
zum 31. Dezember 1979 zusammen mit den übrigen 
Zins- und Tilgungsleistungen zu entrichten ist 

Absatz 1 Satz 1 

Um sicherzustellen, daß der Abkürzungszuschlag wie 
die normalen Jahresleistungen behandelt wird und 
z. B. unter den erforderlichen Voraussetzungen er- 
lassen oder abgelöst werden kann, soll die um den 
Abkürzungszuschlag erhöhte Leistung - abgesehen 
von den Fällen der Zwangsversteigerung und 
Zwangs Verwaltung (vgl. zu Nr. 2 a) - als einheitliche 
Leistung gelten (Absatz 1 Satz 2). 

Wie bei der Fälligstellung nach der 28. Abgaben- 
DV-LA so ist auch für die Berechnung des Ab- 
kürzungszuschlags ein Abzinsungssatz von 9, 5 v. H. 
vorgesehen. Der auf der Grundlage dieses Zins- 
satzes nach den Grundsätzen der Ablösungsverord- 
nung sich ergebende Ablösungswert aller noch nicht 
fälligen Raten wird in allen Fällen durch den Ver- 
vielfältiger für 30 Raten (=^ 21,7889) geteilt (Absatz 2 
Nr, 1 und Nr. 2 Satz 1). Durch diese Teilung wird 
der Tatsache Rechnung getragen, daß der ermittelte 
Ablösungsbetrag nicht in einem Betrag, sondern 
während der Zeit vom 1. Juli 1972 bis zum 31. De- 
zember 1979 ” das sind 30 Vierteljahre - in Raten 
entrichtet wird. Es handelt sich also im Ergebnis um 
die Wiederverrentung des Ablösungsbetrags aller 
noch nicht fälligen Raten auf 30 Vierteljahresraten. 

Der Mehrbetrag der wiederverrenteten Rate gegen- 
über der bisherigen normalen Rate stellt den Ab- 
kürzungszuschlag dar (Absatz 2 Nr. 3). Dabei ist 
allerdings noch die Besonderheit zu berücksichtigen, 
daß bei der HGA neben vierteljährlichen Annuitäten 
auch monatliche, halbjährliche oder jährliche Lei- 
stungszeiträume in Betracht kommen. Für Zwecke 
der Ablösung werden solche Raten in Vierteljahres- 
raten umgerechnet. Zur Ermittlung der tatsächlich zu 
erbringenden Leistung müssen sie anschließend 
wieder auf das jeweilige Zeitmaß zurückgerechnet 
werden (Absatz 2 Nr. 2 Satz 2). Ein Spitzenbetrag, 
der am Ende der Laufzeit - gegebenenfalls nach Um- 
rechnung in eine Vierteljahresrate - verbleibt, soll 
bei der Ermittlung des Ablösungsbetrags aus Ver- 
einfachungsgründen stets außer Ansatz bleiben, 
weil der auf den Spitzenbetrag entfallende Ab- 
lösungsbetrag schwierig zu errechnen ist und zudem 
betragsmäßig nicht ins Gewicht fällt (Absatz 2 Nr. 1 
letzter Halbsatz). 

Die laufenden Leistungen der HGA umfassen in der 
Regel Zins- und Tilgungsleistungen. Ihr Ablösungs- 
betrag nach § 199 LAG enthält keine Zinsen. Daß 
dies auch für den Abkürzungszuschlag gilt, ergibt 
sich eindeutig aus der Tatsache, daß die Summe der 
Abkürzungszuschläge stets geringer ist als das am 


31. Dezember 1979 nach dem Tilgungsplan noch ge- 
schuldete Kapital. Der Zins- und Tilgungsanteil der 
Normalrate, d. h. der einheitlichen Leistung nach 
Abzug des Abkürzungszuschlags, bleibt unberührt. 
Durch Absatz 3 wird dies klargestellt. 

Während der Wert einer HGA-Schuld grundsätzlich 
nach deren Nennbetrag bestimmt wird, stellt dieser 
nach erfolgter Laufzeitabkürzung keine brauchbare 
Größe mehr dar, denn der ursprüngliche Tilgungs- 
plan wird durch die vorzeitige Entrichtung später 
fällig werdender Leistungen gestört. In allen Fällen, 
in denen der Wert der Abgabeschuld von Bedeutung 
ist (z. B. bei der Ermittlung des steuerlichen Ver- 
mögens), tritt der Ablösungswert nach § 199 LAG 
(unter Berücksichtigung des dort geltenden Zins- 
satzes von 6,5 V. H.) an die Stelle des bisher maß- 
gebenden Nennbetrags der Abgabeschuld (Absatz 4 
Satz 1). 

In den Fällen einer Teilablösung, die nach durchge- 
führter Laufzeitabkürzung vorgenommen wird, 
könnten sich Zweifel ergeben, ob die Teilablösung 
vorrangig auf die Normalrate oder auf den Ab- 
kürzungszuschlag entfällt. Diese Frage ist wegen 
der steuerlichen Abzugsfähigkeit der in den ver- 
bleibenden Raten enthaltenen Zinsen nach § 211 
Abs. 1 Nr. 2 LAG, aber auch für die Fälle einer 
etwaigen späteren Zwangsversteigerung (vgl. 
Nr. 2 a) von Bedeutung. Durch Absatz 4 Satz 2 wird 
klargestellt, daß die Normalrate und der Abkür- 
zungszuschlag - dem Wesen der Teilablösung ent- 
sprechend - im gleichen Verhältnis abgelöst werden. 

Durch Absatz 5 wird nach erfolgter Laufzeitabkür- 
zung eine Fälligstellung nach § 200 Abs. 3 LAG aus- 
geschlossen. Dieses Verbot beruht auf der Über- 
legung, daß es nicht angängig erscheint, dieselbe 
Abgabeschuld zweimal (nämlich sowohl bei der 
Laufzeitabkürzung als auch bei der Fälligstellung) 
mit 9,5 V. H. abzuzinsen. Es kann nämlich Fälle 
geben, in denen infolge der Laufzeitabkürzung die 
Voraussetzungen für eine Fälligstellung bis zum 
31. Dezember 1979 eintreten, während sie ohne eine 
Laufzeitabkürzung erst nach dem 31. Dezember 1979 
eingetreten wären. 

Der Bescheid nach Absatz 6 ist kein sogenannter 
Grundlagenbescheid, sondern im Ergebnis ein Ab- 
lösungsbescheid. Unter Anlehnung an den vorher- 
gegangenen Abgabebescheid ist die Abkürzung der 
Laufzeit und die Berechnung des Abkürzungszu- 
schlags dem Ab gäbe Schuldner mitzuteilen. In den 
Fällen der Veräußerung des Grundstücks soll dieser 
Bescheid, wenn er an den bisherigen Eigentümer er- 
gangen ist, durch die Bezugnahme auf § 127 Abs. 1 
LAG - wie der Abgabebescheid - gegen den Er- 
werber wirken. 

In Absatz 7 ist für den Bedarfsfall eine Regelung im 
Verordnungswege für die Berechnung des Abkür- 
zungszuschlags in den Fällen vorgesehen, in denen 
die Abgabeschuld nicht nach Art einer Tilgungs- 
hypothek, sondern nach Art einer Abzahlungs- oder 
Fälligkeitshypothek zu entrichten ist. 
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Durch § 199 c Abs. 5 des Entwurfs wird nach durch- i 
geführter Laufzeitabkürzung eine Fälligstellung nach ^ 
§ 200 Abs. 3 LAG untersagt. In § 200 Abs. 3 Satz 1 ! 
wird deshalb ein entsprechender Hinweis aufge- ' 
nommen. | 

C. Haushaltsmäßige Auswirkungen | 

und Auswirkungen auf das Preisniveau I 

Das Aufkommen aus den Lastenausgleichsabgaben 
fließt dem Lastenausgleichsfonds zu (§ 5 LAG). Auf 
den Bundeshaushalt, in dem die Einnahmen aus den | 
Lastenausgleichsabgaben und deren ungeschmälerte | 
Abführung an den Lastenausgleichsfonds lediglich i 
vermerkt werden, hat die Gesetzesänderung deshalb j 
keine Auswirkung. | 

Der Lastenausgleichsfonds selbst wird zwar durch | 
die Gesetzesänderung berührt, die Auswirkung ist i 
jedoch unbedeutend. Bei der Laufzeitabkürzung han- | 
delt es sich im Ergebnis um eine Art Ablösung (§199 
LAG). Später fällig werdende Leistungen werden ^ 
unter Gewährung eines Zinsvorteils früher erhoben. 
Der Verlust des Lastenausgleichsfonds besteht des- 
halb theoretisch lediglich in einer gewissen Zins- 
differenz, die sich aus dem Abzinsungssatz von 
9,5 V. H. und dem durch die frühere Yereinnahmung 
des Geldes ermöglichten Zinsertrag ergibt. In Wirk- ^ 
lichkeit wird der Verlust des Lastenausgleichsfonds 
allerdings höher sein, weil damit zu rechnen ist, daß 
ein Teil der Abkürzungszuschläge im Erlaßverfahren 
nach den §§ 129 bis 132 LAG erlassen werden muß. 
Wie hoch dieser Ausfall sein wird, läßt sich aller- 
dings nicht schätzen, weil der Betrag nicht bekannt ! 
ist, der auch ohne eine Laufzeitabkürzung erlassen 
werden müßte. 

Wegen der bis vor kurzer Zeit noch unbekannten 
Höhe der am 31. Dezember 1979 noch nicht getilgten 
HGA-Schulden wurde bei der Vermögensrechnung 
des Lastenausgleichsfonds das Aufkommen aus den 
Lastenausgleichsabgaben nur bis zum 31. Dezember 
1979 veranschlagt. Die Höhe des HG A- Aufkommens 
nach dem 31. Dezember 1979 blieb unberücksichtigt. 
Gegenüber der bisherigen Vermögensrechnung des 
Lastenausgleichsfonds tritt deshalb durch die Ge- 


setzesänderung keine Verschlechterung ein. Ande- 
rerseits darf aus den Abkürzungszuschlägen keine 
wesentliche Steigerung des Aufkommens bis 1979 
erwartet werden, weil die Höhe des durch das 
Erlaß verfahren nach den §§ 129 bis 132 LAG sich 
ergebenden Ausfalls nicht bekannt ist. 

Von der Laufzeitabkürzung werden neben privaten 
Hausbesitzern vorwiegend Wohnungsunternehmen 
und Eigentümer landwirtschaftlicher Betriebe be- 
troffen. Selbst wenn die Auswirkung der Laufzeit- 
abkürzung im Einzelfali zum unberechtigten Vor- 
wand einer Preiserhöhung genommen werden sollte, 
was nie auszuschließen ist, kann das allgemeine 
Preisniveau, insbesondere die Höhe der Mieten, 
nicht beeinträchtigt werden, weil nur ein verhältnis- 
mäßig kleiner Kreis von Grundstückseigentümern 
betroffen wird. Da es sich bei der Laufzeitabkürzung 
aber vom Grundsätzlichen her gesehen nicht um eine 
zusätzliche Belastung, sondern um eine mit einem 
Zinsgewinn verbundene vermögensmäßige Um- 
schichtung später fällig werdender Abgabeleistun- 
gen handelt, kann eine preiserhöhende Wirkung 
damit nicht verbunden sein und insbesondere eine 
Erhöhung der Wohnungsmieten daraus nicht herge- 
leitet werden. Von den Leistungen auf die Hypo- 
thekengewinnabgabe zählen nach den auch hier 
maßgebenden kaufmännischen Grundsätzen nur die 
laufenden Zinsen zu den Koslenfaktoren: die 
Tilgungsleistiirigen stehen mit der Absetzung für 
Abnutzung im Zusammenhang. Zinsen sind aber in 
den Abkürzungszuschlägen nicht enthalten, so daß 
ein Anlaß zu einer Erhöhung der nach kaufmän- 
nischen Grundsätzen kaukulierten Mieten nicht be- 
stehen kann. Die Erhebung des Abkürziings- 
zuschlags berührt deshalb lediglich die Frage der 
Liciuidität. Sind aber im Einzelfall keine ausreichen- 
den Mittel zur Zahlung des Abkürzungszuschlags 
vorhanden, so tritt erforderlichenfalls auch noch 
durch die Erlaßvorschriften der §§ 129 und (oder) 
131 LAG, die auch auf den Abkürzungszuschlag an- 
zuwenden sind, eine Entlastung des Abgabeschuld- 
ners ein. Daneben besteht in Härtefällen die Mög- 
lichkeit eines Billigkeitserlasses nach § 131 AO. Da- 
mit ist eine zusätzliche Gewähr dafür gegeben, daß 
durch die Laufzeitabkürzung eine preiserhöhende 
Wirkung nicht ausgelöst wird. 



